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Wenn das Netz
des Vertrauens reißt

Die Bundeskanzlerin wäre sicherlich beun-
ruhigt, wenn sie an einem Sonntagnach-
mittag erführe, es hätten sich plötzlich gra-
vierende Absatzschwierigkeiten bei einem
deutschen Automobilhersteller gezeigt.

Aber sie würde nicht den Wirtschaftsminister anrufen, um sich
mit ihm an Ort und Stelle ein Bild von der wirtschaftlichen Situ-
ation des Unternehmens zu machen. Ereilt sie hingegen die
Nachricht, eine große Bank habe Schwierigkeiten, ihre Bilanz in
Ordnung und ihre Zahlungsfähigkeit aufrechtzuerhalten, dann
zögert sich nicht, sich mit dem Bundesfinanzminister an den Ort
des drohenden Debakels zu begeben.

Liegt das an ihrer Vorliebe für das Geldwesen? Nein, die Eile
und der Druck zu helfen, erklären sich aus dem „systemischen
Risiko“, das mit jeder drohenden Zahlungsunfähigkeit eines
Unternehmens der Finanzbranche verbunden ist. Unternehmen
der Finanzbranche – dazu zählen nicht nur Banken und Spar-
kassen, sondern auch Fonds und andere Kapitalsammelstellen
– sind durch Einlagen und Kredite äußerlich unsichtbar, aber
in ihrem Inneren sehr wirksam miteinander verbunden. Kann
eine Bank einer anderen Bank eine größere Zahlung nicht leis-
ten oder einen Kredit nicht vereinbarungsgemäß tilgen, dann
geht ein Beben durch das Finanzsystem. Des Ersten Zahlungs-
unfähigkeit wird zur Zahlungsschwierigkeit des Zweiten und
zur Geldklemme des Dritten. Würde man aber per Gesetz ver-
suchen, solche Kettenwirkungen völlig zu unterbinden, dann
würde das System seine Kraft als flexibler und anpassungsfä-
higer Finanzvermittler verlieren.

Ein Finanzmarkt ohne Systemverbund ist nicht viel wert, ei-
gentlich nicht einmal vorstellbar. Um das Systemrisiko in Gren-
zen zu halten, braucht der Finanzmarkt – anders als der Markt
für Autos – eine Regulierung. Wenn es dann – wie jetzt – trotz-
dem knirscht im System, dann wird die Kanzlerin auch am
Sonntagnachmittag über einen „Rettungsplan“ nachdenken und
verhandeln.

Hans D. Barbier

Geldvermögen
in Deutschland
Guthaben auf Girokonten,
Rentenpapiere und privater
Aktienbesitz summierten sich
Ende 2007 auf rund 4,6 Billio-
nen ¤. Innerhalb von zehn Jah-
ren hat dieser Betrag um mehr
als 50 Prozent zugelegt. Der
größte Posten des Geldvermö-
gens entfiel mit 1,6 Billionen ¤
auf Bargeld und Einlagen bei
den Banken. Dazu zählen auch
Termingelder oder Sparbriefe.
Weitere 393 Milliarden ¤ wa-
ren in Aktien investiert. 545
Milliarden ¤ entfallen auf „In-
vestmentzertifikate“, unter de-
nen in der Berechnung der
Deutschen Bundesbank auch
Aktien- oder Rentenfonds ver-
bucht sind. Ansprüche aus Ver-
sicherungen beliefen sich auf
1,2 Billionen ¤.

Um das sogenannte Netto-
geldvermögen zu ermitteln,
müssen noch knapp 1,6 Billio-
nen ¤ Schulden der Bürger
abgerechnet werden; das Net-
togeldvermögen betrug somit
rund 3,1 Billionen ¤. Immobi-
lien oder Konsumgüter – zum
Beispiel Autos – sind in den
Berechnungen der Bundes-
bank nicht enthalten. 
www.deutschebundesbank.de/

Globalisierung und
Preisentwicklung
Die Globalisierung beeinflusst
zunehmend die Preisentwick-
lung in einzelnen Staaten. Die
„Projektgruppe Gemeinschafts -
diagnose“ benennt im Herbst-
gutachten die Faktoren, die die-
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sen Einfluss auf die nationalen
Teuerungsraten haben. 

Vor allem die Geldpolitiken
nähern sich der Stabilitäts-
orientierung an, wie sie in Eu-
ropa üblich ist. Das führt in
vielen Ländern zu niedrigeren
Inflationsraten. Zudem hat der
globale Nachfrageanstieg bei
Rohstoffen zu einem länder-
übergreifenden Preisschock
geführt. Desweiteren hat die
Globalisierung den Wettbe-
werbsdruck erhöht und Unter-
nehmen weniger Preisset-
zungsmacht auf dem heimi-
schen Markt gelassen. Zu-
gleich erzeugt die große Zahl
gering entlohnter Arbeitskräf-
te vor allem in asiatischen
Ländern Kostendruck; das
drosselt die Lohn(kosten-)
entwicklung im Rest der Welt.
Schließlich haben die günsti-
gen Produktionsmöglichkeiten
in Asien viele Güter weltweit
verbilligt.

Alle Einflussfaktoren wir-
ken mit unterschiedlicher und
im Zeitablauf schwankender
Intensität. In den ers ten Jah-
ren des neuen Jahrtausends
dominierte der Druck auf Pro-
dukt- und Arbeitsmärkte und
führte zu niedrigeren Teue-
rungsraten in den Industrie-
ländern.

In den letzten beiden Jahren
stiegen dagegen die Rohstoff-
preise weltweit rasant. Des-
wegen nahmen die Verbrau-
cherpreise in Deutschland zu-
letzt mit einer Jahresrate von
etwa drei Prozent zu. Die Prei-
se waren fast doppelt so hoch



„Nach derzeitigem Eindruck
sind die Marktkräfte allein
nicht mehr in der Lage, das
System zu stabilisieren. In die-
ser Krisensituation ist es fun-
damentale Aufgabe des Staa-
tes, das Vertrauen in den Fi-
nanzmarkt wiederherzustellen
und eine weitere Zuspitzung
der Finanzmarktkrise zu ver-
hindern. Die dramatische ak-
tuelle Lage hat überall in Eu-
ropa staatliche Interventionen
zum kurzfristigen Krisenma-
nagement erforderlich ge-
macht und zwingt die Bundes-
regierung kurzfristig zu einem
unmittelbaren und entschiede-
nen Eingreifen. Dies erfordert
Kredit- und Garantieermächti-
gungen in erheblichem Um-
fang“, lautet die Begründung
für die von der Regierung be-
schlossene Rettungsaktion.

Massive Interventionen
auch in Deutschland
Die Bundesregierung wird –
wie andere Regierungen rund
um den Globus auch – massive
Unterstützungen für den Fi-
nanzsektor aktivieren. Sie will
dadurch die Spareinlagen aller
Bürger sichern sowie Arbeits-
plätze und Wachstum in
Deutschland schützen. Bis zu
500 Milliarden ¤ will die
Bundesregierung einsetzen,
um neues Vertrauen zu schaf-
fen und drohende Banken -
pleiten zu verhindern. Einen
Rechtsanspruch auf diese
staatliche Unterstützung gibt
es allerdings nicht.

Die Bundesregierung
als Bürge für Banken
Der Milliardenbetrag – dafür
könnten 25 000 000 VW Golf
zum Preis von je 20 000 ¤ ge-
kauft werden – wird allerdings
nicht aus dem Bundeshaushalt
auf die Konten der Banken in
Deutschland überwiesen. Die
Regierung setzt zum einen auf
Bürgschaften. Eine Bürgschaft
bedeutet Sicherheit für Gläubi-
ger: Kann ein Kreditnehmer
nicht zahlen, muss der Bürge
ohne Wenn und Aber für die
Zahlungsverpflichtungen auf-
kommen. Der Staat will also
die Rolle des Bürgen überneh-
men.

Kernstück ist die Gründung
eines „Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds“, für den die
Bundesregierung bis zum 31.
Dezember 2009 Garantien in
Höhe von 400 Milliarden ¤ ab-
gibt. Die Bundesregierung
bürgt damit für Kredite, die
sich Banken untereinander ge-
währen. Fällt einer dieser
Schuldtitel aus, tritt der Staat
ein und übernimmt die Ver-
pflichtungen.

Zum anderen plant die
Bundesregierung direkte Fi-
nanzhilfen. 80 Milliarden ¤

sind für staatliche Bankbeteili-
gungen über Aktien oder für
den Aufkauf von faulen Kredi-
ten vorgesehen. 20 Milliarden
¤ dienen als haushaltsrechtli-
che Vorsorge, falls Bürgschaf-
ten tatsächlich fällig werden
und umgehend bedient wer-
den müssen.

In welcher Höhe das Maßnah-
menpaket der Bundesregie-
rung schließlich in Anspruch
genommen wird, hängt vom
Umfang der Hilfen für Banken
ab und davon, wie schnell sich
die prekäre Situation auf den
Finanzmärkten beruhigt.

Vertrauensbildende
Maßnahmen
Der „Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds“ wird unter der
Aufsicht des Bundesfinanzmi-
nisteriums gebildet. Der Fonds
ist nicht Bestandteil des
Bundeshaushalts, sondern
zählt zum „Sondervermögen”
des Bundes. Durch diese –
rechtlich erlaubte – Konstruk-
tion kann der Bundesfinanz-
minister strengere haushalts-
rechtliche Vorschriften umge-
hen. Die Verwaltung des Fonds
übernimmt die Deutsche
Bundesbank.

Banken, die den Fonds nut-
zen wollen, müssen laut Ge-
setzentwurf „Gewähr für eine
solide und umsichtige Ge-
schäftspolitik bieten“. Mögli-
cherweise ist dieser Grundsatz
in den letzten Jahren stark ver-
nachlässigt worden. 

Sollte eine unterstützte
Bank ihre schwierige Situation
überwunden haben, wird für
die Bereitstellung der Bürg-
schaft eine Gebühr von zwei
Prozent der verbürgten Sum-
me fällig. All das soll für die
notwendige „Liquidität“ im
Banken bereich sorgen und
Vertrauen schaffen.

IM KLARTEXT
Oktober 2008

Rettung in der Not?
Die Bundesregierung hat ein „Gesetz zur Umsetzung eines Maßnahmenpakets zur Stabilisie-
rung des Finanzmarktes (Finanzmarktstabilisierungsgesetz – FMStG)“ auf den Weg gebracht.
Sie möchte ein tragfähiges Instrumentarium schaffen, „um bestehende Liquiditätsengpässe
zeitnah zu überwinden und die Stabilität des deutschen Finanzmarktes zu stärken“.

wie im Durchschnitt der Jahre
1999 bis 2007.
http://www.ifw-kiel.de/

TV-Berieselung für
EU-Bürger
Margot Wallström, EU-Kom-
missarin für Kommunikation,
will die EU-Bürger künftig um-
fassender über europäische
Themen informieren lassen:
Die Europäer sollen „sich in ei-
ne fundierte und demokrati-
sche Debatte über EU-Strate-
gien einbringen“. Dazu wird
die Kommission erneut die
Fernsehberichterstattung för-
dern, um Informationen über
Europa zu vermitteln, die für
die Bürger „von Belang“ seien
und „einen Beitrag zur Schaf-
fung einer europäischen Öf-
fentlichkeit leisten“. Eine ent-
sprechende Ausschreibung der
Kommunikations-Kommissa-
rin wurde im August 2008 ver-
öffentlicht. Für fünf Jahre kön-
nen europäische TV-Sender bis
zu 70 Millionen ¤ aus dem EU-
Finanztopf erhalten.

Sender, die sich um Zu-
schüsse bewerben, müssen un-
ter anderem die „Leitlinien der
redaktionellen Philosophie“
beschreiben. Zudem verpflich-
ten sich geförderte Sender, eu-
ropäische Programme regel-
mäßig zu Hauptsendezeiten
auszustrahlen. Bereits 2004
gab es ein Förderprogramm
für TV- und Rundfunksender,
das ausdrücklich der „Image-
verbesserung“ der EU dienen
sollte. Gesendet wurden da-
mals Beiträge über die uner-
müdliche Arbeit der EU-Insti-
tutionen und die „wunderbare
Vielfalt“ der EU-Subventionen.
http://ted.publications.eu.int/Exec?DataFlow
=N_one_doc_access.dfl&Template=TED/
N_one_result_detail_curr.htm&docnumber=
214387-2008&docId=214387-2008&Stat-
Lang=DE



gewährung an den Mittelstand
– vorschreiben. Auch für die
Managervergütung und die
Dividendenausschüttung dür-
fen Vorgaben gemacht wer-
den. Der direkte Eingriff in die
Unternehmensführung ist –
momentan zumindest – nicht
vorgesehen. Es hat sich in
jüngster Vergangenheit ge-
zeigt, dass nach politischen
Vorgaben ausgewähltes Perso-
nal nicht zwangsläufig besse-
re Banker sind, siehe KfW
und Landesbanken: Diese Ins -
titute haben sich trotz staat-
licher Aufsicht „verzockt“.
Trotzdem profitieren auch die
Landesbanken vom Hilfspa-
ket, weil zum Beispiel die Bi -
lanzierungsregeln für faule
Kredite und wertlose Derivate
zuguns ten aller Banken geän-
dert werden.

Staat als Retter –
Markt war gestern
Die Situation ist zu dramatisch
und zu undurchschaubar, als
dass man das geplante Maß-
nahmenpaket pauschal ver-
dammen sollte. Im marktwirt-
schaftlichen Idealfall wäre die
Problemlösung einfach: Markt-
teilnehmer, die aus welchen
Gründen auch immer schlecht
gewirtschaftet haben, scheiden
aus dem Markt aus. Für ent-
standene Schäden haften die
Verantwortlichen. Auch Ban-
ken und ihre Chefs unterliegen
diesen Marktkräften; schon
immer hat es Bankpleiten ge-
geben. Der „Marktaustritt“,
wie Ökonomen es nennen, ist
ein wichtiges Korrektiv der
Marktwirtschaft und hilft, un-
wirtschaftliches Verhalten zu
begrenzen.

Von der staatlich angestreb-
ten Stabilisierung profitieren
vor allem die Banken, die we-

Obwohl die Europäische Zen-
tralbank zurzeit Geld – Liqui-
dität im Fachjargon der Fi-
nanzexperten – im Überfluss
zur Verfügung stellt und mit
einer Zinssenkung Anfang
Oktober auch die Kreditauf-
nahme erleichtert hat, ist der
Kreditverkehr nahezu zum Er-
liegen gekommen. Banken lei-
hen sich gegenseitig kein Geld
mehr. Zusätzlich scheint auch
die Kreditvergabe der Banken
an Unternehmen und Privat-
leute zu stocken. Die Banken
verzichten auf die Kreditverga-
be. Sie fürchten, dass die Kre-
dite nicht zurückgezahlt wer-
den, dass die Kreditnehmer
schon auf faulen Krediten sit-
zen oder bereits zahlungsunfä-
hig sind. Es fehlt an Vertrauen.
In dieser Situation will jetzt die
Bundesregierung die Risiken
übernehmen. 

Im Großen und Ganzen will
die Bundesregierung aber nur
mittelbar auf die Leitung der
Banken einwirken. Im Gegen-
zug kann sie Auflagen in Be-
zug auf die geschäftspolitische
Ausrichtung, auf Manage-
mentvergütungen oder Divi-
dendenzahlungen machen. Sie
kann Bedingungen für die „ge-
schäftspolitische Ausrich-
tung“ – vor allem die Kredit-

nig seriös gearbeitet und sich
am heftigsten verspekuliert
haben. Belohnt werden also
diejenigen, die die bedrohli-
che Situation mit ausgelöst
haben – eine Wettbewerbsver-
zerrung zulasten besser ge-
führter Geldhäuser. Der staat-
liche Eingriff mag weitere
Auswirkungen nach sich zie-
hen: Anleger und Sparer
könnten dazu verleitet wer-
den, Bonität und Seriosität ei-
ner Bank weniger genau zu
prüfen: Der Staat wird’s im
Pleitefall schon richten. 

Schlüsselbereich der
Marktwirtschaft sichern
Das aktuelle Problem liegt nun
in der Dimension der drohen-
den Bankeninsolvenzen: Ad-
diert man die weltweit infrage
stehenden Summen, geht es
um Billionenbeträge. Es wider-
spricht marktwirtschaftlichen
Grundsätzen, aber weil die Ak-
tivitäten weniger Akteure an
den Finanzmärkten bereits im-
mense Schäden verursacht ha-
ben und vielen Millionen Men-
schen weiteren Schaden zufü-
gen würden, könnte die Politik
diesmal zum Eingreifen ge-
zwungen sein. Diese quantita-
tive Argumentation allein
reicht nicht, um staatliche Ret-
tungsaktionen zu begründen:
Es werden sich in allen Bran-
chen genügend große Unter-
nehmen finden lassen, die im
Falle ihrer Pleite enorme Schä-
den verursachen und damit
den Eingriff des Staates er-
zwingen würden. Die europäi-
sche Automobilindustrie hat
bereits Anfang Oktober ange-
deutet, ein staatlicher 40-Milli-
arden-¤-Kredit würde ihrer
Branche guttun.

Größe allein ist also unzu-
reichend als Argument für

Staatshilfen. Bei der Finanzkri-
se kommt allerdings hinzu,
dass mit den Banken ein
Schlüsselbereich der Markt-
wirtschaft betroffen ist. Das Fi-
nanzsystem hat die Aufgabe,
Wirtschaft und Verbraucher
mit Geld zu versorgen und die-
se Geldversorgung dauerhaft
sicherzustellen. Ist die Geld-
versorgung gestört, bricht über
kurz oder lang die gesamte
Wirtschaft zusammen. Wohl
deshalb sind alle Experten na-
hezu unisono einig: Die staatli-
che Stabilisierung des Finanz-
systems ist notwendig. Die Fra-
ge „Zu welchem Preis?“ wird
zunächst vertagt.

Noch offen:
Wer wird das bezahlen?
De facto übernimmt die
Bundesregierung mit ihrem
Hilfspaket zunächst bis Ende
2009 unternehmerische Risi-
ken. Genauer: Die Risiken
trägt im Fall der Fälle der Steu-
erzahler. Sollten sich unter-
stüzte Banken trotz massiver
Staatshilfe nicht erholen, wer-
den die Bürger für die dann
fälligen Milliardenbeträge ein-
stehen müssen. 

Will die Bundesregierung
neue Staatsschulden vermei-
den – immerhin sitzt allein der
Bund  zurzeit auf rund 900
Milliarden ¤ Schulden –, blie-
be zur Finanzierung lediglich
der Weg über Steuererhöhun-
gen. Die Begeisterung der Bür-
ger darüber dürfte sich in en-
gen Grenzen halten. Bleibt also
doch nur die staatliche Neuver-
schuldung. Aber: War es nicht
das systematische und gewinn-
steigernde Verschulden in der
Finanzwelt, das zum Desaster
geführt hat?

Andreas Schirmer

„Vertrauen ist die wichtigste Währung
der Wirtschaft. Dieses Vertrauen wird der Staat schützen.“
Angela Merkel

Bankbilanzen
Bilanzsummen 2007
in Milliarden ¤

Deutsche Bank AG 2 020

Commerzbank AG 616

DZ Bank 431

Bayern LB 416

Hypo Real Estate 400

KfW Bankengruppe 354

West LB 287

Postbank AG 203

Sparkasse Köln Bonn 32

Quelle: Bundesverband Deutscher Banken



Vollbeschäftigung
Gute Nachrichten vom Lehr-
stellenmarkt: Erstmals seit
2001 gibt es in diesem Jahr
rein rechnerisch mehr freie
Lehrstellen als unversorgte
Bewerber. In der Lehrstellen-
bilanz der Bundesagentur für
Arbeit (BA) standen Ende Sep-
tember 14 500 unversorgten
Bewerbern 19 500 unbesetzte
Lehrstellen gegenüber. Im vo-
rigen Jahr fehlten zu diesem
Zeitpunkt noch 14 300 Ausbil-
dungsplätze.

Nach BA-Angaben wurden
von Oktober 2007 bis Septem-
ber 2008 den örtlichen Ar-
beitsagenturen 511 600 be-
triebliche und 78 900 außerbe-
triebliche Ausbildungsplätze
gemeldet. Allein die Zahl der
betrieblichen Lehrstellen sei
damit um 10 400 gestiegen.

die eigene Wohnung als ideale
Form der Alterssicherung an,
vor einem Jahr waren es 58
Prozent. Von den Berufstätigen
finden sogar 68 Prozent,
Wohneigentum sei die ideale
Alterssicherung. Leben Kinder
im Haushalt, steigt die Zahl
sogar auf 72 Prozent.

Viele der Befragten fühlen
sich unsicher und uninfor-
miert. Gründe dafür seien die
Vielzahl der Finanzprodukte,
sich ständig ändernde Gesetze
zur Förderung und Besteue-
rung sowie negative Nachrich-
ten rund um die Bankenkrise.

Geldwertstabilität
Vor allem aufgrund steigern-
der Nahrungsmittel- und Ener-
giepreise lag die Teuerungsra-
te in den vergangenen Mona-
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Die Soziale Marktwirtschaft im Oktober 2008
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

Dem hätten 620 200 Bewerber
gegenübergestanden, 113 800
weniger als im entsprechen-
den Vorjahreszeitraum. 

Neben dem positiven kon-
junkturellen Umfeld habe
auch die sinkende Zahl der
Schulabgänger zu der Ent-
spannung des Ausbildungs-
marktes beigetragen, sagte
BA-Vorstandsmitglied Rai-
mund Becker. 

Eigenverantwortung
Die Deutschen sparen einer
Studie der Postbank zufolge
durchschnittlich 188 ¤ im Mo-
nat für’s Alter; 2007 investier-
ten sie noch 202 ¤. Außerdem
glaubt erstmals seit drei Jah-
ren eine Mehrheit der Berufs-
tätigen, für das Alter ausrei-
chend vorgesorgt zu haben.
Höhere Lebenserwartung und
Inflationsraten spielen bei ih-
ren Überlegungen keine Rolle. 

Von den Befragten sagten 52
Prozent, dass sie keinen Aus-
bau der privaten Altersvorsor-
ge planen. Lediglich das Inter-
esse am Erwerb eines Eigen-
heims hat sich zulasten ande-
rer privater Vorsorgeformen
gegenüber 2007 erhöht: 65
Prozent sehen das Haus oder

ten über der Drei-Prozent-Mar-
ke. Für September hat das Sta-
tistische Bundesamt nun ei-
nen Anstieg des Verbraucher-
preisindexes gegenüber Sep-
tember 2007 von 2,9 Prozent
ermittelt. Im Vergleich zum
Vormonat August 2008 verrin-
gerte sich der Index aller-
dings. Der Preisauftrieb hat
sich leicht abgeschwächt,
denn in diesem Jahr hatten die
Jahresteuerungsraten von Mai
bis August noch bei drei Pro-
zent und darüber gelegen.

Nach Definition der Europä-
ischen Zentralbank liegt Preis-
stabilität vor, wenn die Infla-
tionsrate nicht mehr als zwei
Prozent beträgt.

I N D E X

„Freiheit ohne das Gefühl der Bindung und Verantwortung
treibt zur Entartung und zum Chaos!"
Ludwig Erhard

Vorsorge
Was ist die ideale Altersvorsorge?
(Mehrfachnennungen möglich)

staatliche Rente 73 %

Eigenheim 58 %

Betriebsrente 44 %

private Rente 41 %

private Riesterrente 31 %

betriebliche Riesterrente 18 %

Quelle: Postbank

Lehrstellen
fehlende (-) oder überzählige (+)  
Ausbildungsplätze, Ende September

2004 - 30 700

2005 - 27 900

2006 - 34 100

2007 - 14 300

2008 + 19 500

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Verbraucherpreise
Veränderungsraten 2008,
jeweils zum Vorjahr

Januar 2,8 %

Februar 2,8 %

März 3,1 %

April 2,4 %

Mai 3,0 %

Juni 3,3 %

Juli 3,3 %

August 3,1 %

September 2,9 %

Quelle: Statistisches Bundesamt


